
Zeitgeschichte

Falsche Banker
Die Frankfurter Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) war
während des Kalten Krieges
in Spionageoperationen ver-
wickelt. Das legen amerikani-
sche und deutsche Geheim-
dienstunterlagen nahe. Da-
nach vereinbarte 1951 Rein-
hard Gehlen, Gründer des
Bundesnachrichtendienstes,
mit Kanzleramtschef Hans
Globke, die staatliche KfW
für „Cover-Zwecke“ zu nut-
zen. Die Bank sollte rund 50
Agenten „Tarnung“ bieten.
Vermutlich sollten die Spione
als KfW-Mitarbeiter auftreten
können. Den Kontakt zur Ge-
heimdienstzentrale in Pullach
hielt nach den Unterlagen
der Banker Otto Schniewind,
vor 1945 Mitglied des Wider-
stands, danach erster Chef
der deutschen Marshallplan-
Behörde, Mitbegründer der
KfW und langjähriger Chef
des Verwaltungsrats. Sein

Schwiegersohn arbeitete CIA-
Angaben zufolge hauptamt-
lich für Pullach. Die Initiative
zur Kooperation zwischen
Bank und Geheimdienst soll
von Schniewind ausgegangen
sein. Die KfW erklärte auf
Anfrage, sie habe von einer
solchen Zusammenarbeit in
den Fünfzigerjahren „keine
Kenntnis“. 

Die Bank steht seit Länge-
rem im Verdacht, in Geheim-
operationen verwickelt gewe-
sen zu sein. So soll sie im
Auftrag Bonns 1961 den Bau
der israelischen Atombombe
mitfinanziert haben (SPIE-
GEL 23/2012). Sie gab einen
Millionenkredit an Israel, der
insbesondere für den Bau ei-
ner atomar betriebenen Meer-
wasser-Entsalzungsanlage in
der Negev-Wüste vorgesehen
war. Doch die Anlage wurde
nie gebaut, und was mit dem
Geld geschah, ist unklar. Die
Kreditanstalt hat nach eige-
nen Angaben die Verwen-
dung nicht überprüft. klw

Energie

Grüne fordern
Kohlendioxidsteuer
Die Grünen wollen die
Stromsteuer abschaffen und
dafür eine neue Abgabe auf
Kohlendioxidemissionen fest-
setzen. Das sieht ein Papier
von Parteichef Cem Özdemir
und Fraktionsvize Oliver Kri-
scher vor. Für Kohle, Erdgas

und Öl bei privaten Heizun-
gen oder im Straßenverkehr
soll die Abgabe pro ausgesto-
ßener Tonne Kohlendioxid
berechnet werden. Dort, wo
bei der Stromgewinnung
schon länger mit Emissions-
zertifikaten gehandelt wird
(etwa bei Kohlekraftwerken
oder Chemiebetrieben), for-
dern sie einen höheren Min-
destpreis. Der Plan ist auch

in der eigenen Partei umstrit-
ten, weil man eine Wahl-
kampfdebatte um Grüne und
Steuererhöhungen fürchtet.
Özdemir und Krischer beteu-
ern deshalb: „Die Höhe der
CO²-Steuer wird so ausgerich-
tet, dass sie dem Aufkommen
der bisherigen Stromsteuer
entspricht.“ Die Verbraucher
würden netto nicht höher be-
lastet als zuvor. gt

Diesel-Skandal

Forscher gegen
 Berichtsentwurf
Sachverständige üben scharfe
Kritik an dem Berichtsent-
wurf des Untersuchungsaus-
schusses zum Abgasskandal,
den die Regierungskoalition
vorgelegt hat. So fühlt sich
die renommierte Epidemio -
login Annette Peters darin
falsch wiedergegeben. Die
Abgeordneten der Regie-
rungsparteien behaupten, ein
eindeutiger Zusammenhang
zwischen Stickoxidemissio-
nen und Sterblichkeit sei
nicht erwiesen, und berufen
sich dabei auf die Direktorin
des Helmholtz-Instituts für
Epidemiologie II Peters. Dem
widerspricht sie: „Die Epide-
miologie dazu ist eindeutig.“
Selbst unterhalb der derzeiti-
gen Grenzwerte seien Ge-
sundheitseffekte beobachtet
worden, sagt sie. So habe sie
es den Parlamentariern auch
vorgetragen. Peter Mock vom

Forschungsinstitut ICCT
wehrt sich gegen eine Ent-
wurfspassage, nach der la-
sche Regeln die Manipulatio-
nen am Abgassystem von
Dieselfahrzeugen begünstigt
hätten. In Wahrheit hätten
die deutschen Behörden die
Verordnungen zugunsten der
Hersteller ausgelegt, so Mock. 
Grüne und Linkspartei haben
bereits angekündigt, zum
 Abschlussbericht ein Sonder-
votum gegen die Sichtweise
der Regierungskoalition ab -
zugeben. gt, rom
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Asyl

Schutz für Türken
Die Zahl der türkischen
Staatsdiener, die in Deutsch-
land Asyl beantragen, steigt
weiter. Dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
(Bamf) liegen mittlerweile
rund 450 Anträge von Diplo-
maten, Soldaten, Richtern
und anderen Beamten samt
Familien aus der Türkei vor.
Ihnen werden Verbindungen
zur Gülen-Bewegung vorge-
worfen, die Präsident Er-
doğan hinter dem Putschver-
such von Juli 2016 sieht. Eini-
ge der Schutzsuchenden wa-
ren zuvor als Nato-Soldaten
in Belgien stationiert. Auch
ein früherer Militärattaché an
der türkischen Botschaft ei-
nes afrikanischen Landes hat
hier den Asylantrag gestellt.
Insgesamt liegen beim Bamf
inzwischen mehr als 7700 An-
träge türkischer Staatsbürger.
Die Anerkennungsquote bei
Asylsuchenden aus der Tür-
kei betrug 2016 rund acht Pro-
zent, sie dürfte nun deutlich
höher werden. wow

RWE-Braunkohlekraftwerk Neurath
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Anti-Diesel-Demo in München


